
In der Senatssitzung am 12. November 2024 beschlossene Fassung 

 

Die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration 
Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz 

18.10.2024 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 12.11.2024 
 

„Erfüllung der Länderaufgaben nach dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz“ 
„Staatsvertrag zur Einrichtung einer gemeinsamen 

Marktüberwachungsbehörde“ 

A. Problem 
Die EU-Richtlinie 2019/882 legt in Bezug auf bestimmte Produkte und Dienstleistungen Anfor-
derungen an ihre Barrierefreiheit fest.  
Die Umsetzung des europäischen Rechts erfolgt in Deutschland über das Barrierefreiheits-
stärkungsgesetz (BFSG) aus dem Jahr 2021 sowie eine auf dieser Grundlage ergangene Ver-
ordnung des Bundes. Die Regelungen treten im Wesentlichen Ende Juni 2025 in Kraft. 
Das BFSG verpflichtet in seinem Anwendungsbereich bestimmte private Wirtschaftsakteure, 
die Barrierefreiheit bestimmter Produkte und Dienstleistungen zu gewährleisten. Adressaten 
sind Hersteller, Händler, Einführer von Produkten und Erbringer von Dienstleistungen. Sie ha-
ben die Konformität ihrer Angebote zu gewährleisten.    
Für die Umsetzung bzw. den Vollzug des BFSG sind gemäß § 20 BFSG die Länder im Zuge 
der Marktüberwachung zuständig. Ihnen sind bestimmte hoheitliche Befugnisse zur Sicherung 
der Verbraucherinteressen und zur Durchsetzung des europäischen Rechts zugewiesen. 
Die Länder sehen sich damit vor die Herausforderung gestellt, jeweils eigene Behörden zur 
Umsetzung der neuen Aufgaben zu schaffen bzw. diese als Teil der bestehenden Marktüber-
wachungsbehörden zu integrieren.  
Die zukünftige Überwachung von Anforderungen an die Barrierefreiheit von Produkten und 
Dienstleistungen stellt dabei eine Erweiterung des Spektrums der Marktüberwachung dar, die 
bisher im Wesentlichen den Schutz vor unsicheren Produkten als Ziel verfolgt. 
Die Fachressorts der Länder vertreten einhellig die Auffassung, dass es auch aus Sicht der 
betroffenen Anbieter von Produkten und Dienstleistungen zu bevorzugen ist, wenn nicht 16 
Bundesländer jeweils eigene Behörden schaffen, sondern die neu aufzubauende Expertise in 
einer gemeinsamen Einrichtung gebündelt wird.  
Entsprechend einem Beschluss der Arbeits- und Sozialministerkonferenz (ASMK) aus dem 
Jahr 2023 hat eine Facharbeitsgruppe einen Staatsvertrag im Entwurf erarbeitet und einen 
Wirtschaftsplan für eine gemeinsame Marktüberwachungsbehörde erstellt.  
Der vorliegende Entwurf des Staatsvertrages ist mit der Finanzministerkonferenz abge-
stimmt.  
Auch die Verbraucherschutzministerkonferenz wurde einbezogen und unterstützt das Vorha-
ben. 
Die Aufgabe der „Marktüberwachung“ fällt nach der Geschäftsverteilung im Senat in den Ge-
schäftsbereich der Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz.  
Mit Blick auf die Zuständigkeiten, die die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration 
in Bezug auf die Angelegenheiten von Menschen mit Behinderungen treffen, haben sich die 
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beiden Ressorts auf ein gemeinsames Vorgehen bis zur Inkraftsetzung des Staatsvertrages 
verständigt.  

B. Lösung 
Mit der Unterzeichnung des Staatsvertrages und einem dazu erlassenen Zustimmungsgesetz 
des Landtags überträgt die Freie Hansestadt Bremen die Wahrnehmung von Aufgaben nach 
dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz einschließlich der damit verbundenen Hoheitsrechte an 
die „Marktüberwachungsstelle der Länder für die Barrierefreiheit von Produkten und Dienst-
leistungen“ mit Sitz in Sachsen-Anhalt. 
Ohne die Initiative und das Engagement des Landes Sachsen-Anhalt hätte es keine Verstän-
digung auf die Errichtung einer gemeinsamen Behörde gegeben. Es ist daher unstreitig unter 
den Ländern, dass die Behörde ihren Sitz in Sachsen-Anhalt haben soll.  
Die Finanzministerkonferenz hat durchgesetzt, dass das Sitzland im Gegenzug bei der Kos-
tentragung eine pauschale Quote in Höhe von 5 Prozent vor Berechnung der weiteren Finan-
zierungsbeiträge der Länder nach dem Königsteiner Schlüssel zu tragen hat. Dies führt zu 
einer weiteren Absenkung der Kosten, die Bremen treffen. 

C. Alternativen 
Wird der Staatsvertrag nicht abgeschlossen, ist das Land Bremen verpflichtet, eigene Struk-
turen aufzubauen, um seine Aufgaben nach dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz auszuüben.  
Von dieser Alternative wird abgeraten.  
Dem Aufbau einer neuen Behörde bzw. eines neuen Abschnitts innerhalb der Gewerbeauf-
sicht stünde entgegen, dass die Kosten hierfür höher wären. Das zeigt die beigefügte Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung. 
Mit dem gemeinsamen Vorgehen der Länder erspart sich Bremen auch die besondere Schwie-
rigkeit, geeignetes Personal im IT-Bereich zu den Konditionen des öffentlichen Dienstes ak-
quirieren, aufgabenbezogen auszubilden und in die Organisation dauerhaft integrieren zu 
müssen.  

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender-Prüfung / Klima-
Check 
Die Ratifikation des Staatsvertrages bringt Kosten mit sich. Einen Überblick hierzu gibt ein 
Auszug aus dem im Zusammenhang mit dem Staatsvertragsentwurf erstellten Wirtschaftsplan: 

 2025 
Annahme: Beginn 
Juli, 50% Perso-
nalausstattung im 
Jahresdurch-
schnitt 

2026 
Annahme: zu-
nächst 70% Per-
sonalausstattung 
im Prüfbereich 

2027 
Annahme: Aufsto-
ckung Personal-
ausstattung auf 
100% 

2027 
Annahme: wenn 
70% weiter aus-
reichend 

Aufwendungen 5.250.345 € 8.566.992 € 12.189.769 € 8.993.342 € 

Kostenanteil 
Bremen*  

47.384 € 77.317 € 106.712 € 78.730 € 

Kosten bei eige-
ner Durchfüh-
rung** 

91.500 € 128.100 € 183.000 € 128.100 € 

*Königsteiner Schlüssel, Anteil Bremens: 0,95%; Sitzlandquote ST i.H.v. 5 % wird vor Berechnung der 
Finanzierungsbeiträge in Abzug gebracht. 
**Ergebnis Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. 
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Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zeigt eine deutliche anzunehmende Kostenersparnis bei 
Beteiligung an der gemeinsamen Marktüberwachungsbehörde der Länder. 
 
Der Anteil Bremens wird in 2025 einmalig im Haushalt der Senatorin für Arbeit, Soziales, Ju-
gend und Integration veranschlagt in der PG 41.21.01, 0410.68412-8 (Zuschüsse Landesak-
tionsplan UN-Behindertenrechtskonvention). 
 
Ab 2026 liegt die finanzielle Verantwortung ausschließlich bei der für die Marktüberwachung 
zuständigen Behörde, d.h. der Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz.  
Dies wird im Zuge der Haushaltsaufstellung innerhalb des Budgets der Senatorin für Ge-
sundheit, Frauen und Verbraucherschutz 2026/27 berücksichtigt und dargestellt. 
 
Personalwirtschaftliche Auswirkungen sind mit der Kostenerhebung nicht verbunden. Bremen 
trifft lediglich noch die Aufgabe, über die Besetzung eines Sitzes im Verwaltungsrat (Artikel 6 
Absatz 2 Staatsvertrag-E) eine Aufsichtsfunktion wahrzunehmen. Diese Aufgabe fällt in den 
Aufgabenbereich der Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz und wird dort 
aus den vorhandenen Personalansätzen erbracht. 
 
Die Maßnahme hat keine gender- oder klimaspezifischen Auswirkungen. 

E. Beteiligung / Abstimmung 
Der Gesetzentwurf ist von der Senatorin für Justiz und Verfassung rechtsförmlich geprüft wor-
den. 
 
Die Vorlage ist mit der Senatskanzlei und dem Senator für Finanzen abgestimmt. 
 
Mit der Gelegenheit zur Äußerung ist die Senatsvorlage zur Kenntnis gegeben worden: 

 
- Magistrat Bremerhaven und 

 
- Landesbehindertenbeauftragtem. 

 
Die Befassung der Gremien im Nachgang der Senatssitzung ist wie folgt vorgesehen: 
 

- Staatliche Deputation für Gesundheit, Pflege und Verbraucherschutz: Sitzung am 
03.12.2024; 
 

- Staatliche Deputation für Soziales, Jugend und Integration: Sitzung am 21.11.2024; 
 

- Haushalts- und Finanzausschuss: Sitzung am 06.12.2024. 

Einer Vorabinformation der Bürgerschaft nach Artikel 79 Absatz 2 Bremische Landesverfas-
sung bedurfte es nicht. Die Tatbestandsvoraussetzungen dieser Norm sind im vorliegenden 
Fall nicht gegeben:  

Die Angelegenheit ist weder von „herausragender politischer Bedeutung“ noch berührt sie „we-
sentliche Interessen des Landes“. Sie hat auch keine „erheblichen finanziellen Auswirkungen“, 
da sie keine finanziellen Belastungen mit sich bringt. Stattdessen ermöglicht sie Einsparungen.  

F. Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
Einer Veröffentlichung über das zentrale elektronische Informationsregister steht nichts entge-
gen. 
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G. Beschluss 
1. Der Senat beschließt den Entwurf eines Bremischen Gesetzes zu dem Staatsvertrag 

zur Aufgabenerfüllung nach dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz sowie die anlie-
gende Mitteilung des Senats. 
 

2. Der Senat bittet die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration und die 
Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz über den Senator für Fi-
nanzen vor der Unterzeichnung des Staatsvertrages durch den Senatspräsidenten 
und der Zuleitung des Vorgangs an die Bremische Bürgerschaft den Haushalts- und 
Finanzausschuss zu befassen.  

 
Anlagen: 1. Entwurf des Bremischen Gesetzes zu dem Staatsvertrag zur Aufgaben-

erfüllung nach dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz 
 

2. Wirtschaftsplan 
 

3. Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und -berechnung 
 

4. Mitteilung des Senats 
 

 



 

 

Bremisches Gesetz zu dem Staatsvertrag zur Aufgabenerfüllung nach dem 
Barrierefreiheitsstärkungsgesetz  

Vom ... 

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft (Landtag) 
beschlossene Gesetz: 

Artikel 1 

Dem am ... [einsetzen: Datum der Unterzeichnung durch die Freie Hansestadt 
Bremen] von der Freien Hansestadt Bremen unterzeichneten Staatsvertrag zur 
Aufgabenerfüllung nach dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz wird zugestimmt. Der 
Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.  

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag zur Aufgabenerfüllung nach dem Barriere-
freiheitsstärkungsgesetz nach seinem Artikel 13 Absatz 1 Satz 4 in Kraft tritt, ist im 
Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen bekannt zu geben. 

Signatur 























des ersten

2025
Annahme: Beginn Juli, 50% 

Personalausstattung im 
Jahresdurchschnitt

2026
Annahme: 

zunächst 70% 
Personalaus-
stattung  im 
Prüfbereich

wenn 
Aufstockung auf 

100%

wenn 70% 
weiter 

ausreichend

wenn 
Aufstockung auf 

100%

wenn 70% 
weiter 

ausreichend
Königsteiner 
Schlüssel

Stellenanteil Länder 
bei 100%

Stellenanteil Länder bei 
70%

1 Steuern und ähnliche Abgaben
2 + Erträge aus Finanzausgleichsbeziehungen

davon Bundesergänzungszuweisungen
3 Erträge aus Zuweisungen und Zuschüsse 5.250.345 € 8.566.992 € 11.824.076 € 8.723.541 € 12.413.340 € 9.157.778 €

davon Sitzlandquote Sachsen-Anhalt 5% 262.517 € 428.350 € 591.204 € 436.177 € 620.667 € 457.889 €
davon Finanzierungsbeiträge Trägerländer 4.987.828 € 8.138.642 € 11.232.872 € 8.287.364 € 11.792.673 € 8.699.890 €
Baden-Württemberg 650.413 € 1.061.279 € 1.464.767 € 1.080.672 € 1.537.765 € 1.134.466 € 13,04 12,91 9,39
Bayern 776.106 € 1.266.373 € 1.747.835 € 1.289.514 € 1.834.940 € 1.353.703 € 15,56 15,40 11,20
Berlin 258.868 € 422.396 € 582.986 € 430.114 € 612.040 € 451.524 € 5,19 5,14 3,74
Brandenburg 151.131 € 246.601 € 340.356 € 251.107 € 357.318 € 263.607 € 3,03 3,00 2,18
Bremen 47.384 € 77.317 € 106.712 € 78.730 € 112.030 € 82.649 € 0,95 0,94 0,68
Hamburg 129.684 € 211.605 € 292.055 € 215.471 € 306.609 € 226.197 € 2,60 2,57 1,87
Hessen 371.094 € 605.515 € 835.726 € 616.580 € 877.375 € 647.272 € 7,44 7,37 5,36
Mecklenburg-Vorpommern 98.759 € 161.145 € 222.411 € 164.090 € 233.495 € 172.258 € 1,98 1,96 1,43
Niedersachsen 468.856 € 765.032 € 1.055.890 € 779.012 € 1.108.511 € 817.790 € 9,40 9,31 6,77
Nordrhein-Westfalen 1.051.434 € 1.715.626 € 2.367.889 € 1.746.976 € 2.485.895 € 1.833.937 € 21,08 20,87 15,18
Rheinland-Pfalz 240.413 € 392.283 € 541.424 € 399.451 € 568.407 € 419.335 € 4,82 4,77 3,47
Saarland 59.854 € 97.664 € 134.794 € 99.448 € 141.512 € 104.399 € 1,20 1,19 0,86
Sachsen 248.394 € 405.304 € 559.397 € 412.711 € 587.275 € 433.254 € 4,98 4,93 3,59
Sachsen-Anhalt 134.173 € 218.929 € 302.164 € 222.930 € 317.223 € 234.027 € 2,69 2,66 1,94
Schleswig-Holstein 170.085 € 277.528 € 383.041 € 282.599 € 402.130 € 296.666 € 3,41 3,38 2,46
Thüringen 131.180 € 214.046 € 295.425 € 217.958 € 310.147 € 228.807 € 2,63 2,60 1,89
davon Finanzierungsbeiträge Safe-Server 100 99 72

4 + Erträge aus Verwaltungstätigkeit, Umsatzerlöse 0 € 0 € 365.693 € 269.800 € 383.918 € 283.230 €
a) Erträge aus Gebühren 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 €
b) Erträge aus Geldstrafen, Geldbußen, Verwarnungs- und Zwangsgeldern 0 € 0 € 365.693 € 269.800 € 383.918 € 283.230 €
c) Umsatzerlöse

5 + Bestandsveränderungen/aktivierte Eigenleistungen
6 + sonstige Erträge

davon Auflösung Sonderposten für Investitionen
7 = Summe Erträge 5.250.345 € 8.566.992 € 12.189.769 € 8.993.342 € 12.797.258 € 9.441.009 €
8 Aufwendungen für Verwaltungstätigkeit 2.309.745 € 2.424.733 € 3.496.270 € 2.545.469 € 3.670.584 € 2.672.243 € Sachkostenpauschale je Bedienstetem*Anzahl Bedienstete

a) Aufwendungen für Material, Energie und bezogene Waren 2.299.745 € 2.414.733 € 3.486.270 € 2.535.469 € 3.660.584 € 2.662.243 € auch in 2025 nicht halbiert, da Grundausstattung unabhängig von Anzahl der bereits Beschä
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 10.000 € 10.000 € 10.000 € 10.000 € 10.000 € 10.000 € Jährliche Pflegekosten der Informationsplattform (Homepage) / OZG-Leistungen
c) Aufwendungen für die Inanspruchnahme von Rechten und Diensten

9 + Personalaufwendungen 2.910.600 € 6.112.259 € 8.663.499 € 6.417.872 € 9.096.674 € 6.738.766 € Summe Personalvollkosten in 2025 halbiert, da Beginn ab Juli 25
a) Entgelte 1.918.852 € 4.029.589 € 6.045.238 € 4.231.069 € 6.347.500 € 4.442.622 €
b) Bezüge 372.297 € 781.824 € 820.916 € 820.916 € 861.961 € 861.961 €
c) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und Unterstützung 619.450 € 1.300.846 € 1.797.345 € 1.365.888 € 1.887.213 € 1.434.182 € 21% Sozialabgaben

10 + Abschreibungen 30.000 € 30.000 € 30.000 € 30.000 € 30.000 € 30.000 € Abschreibung der Software für die Informationsplatform über 5 Jahre
11 + Aufwendungen aus Finanzausgleichsbeziehungen
12 + Aufwendungen für Zuweisungen und Zuschüsse
13 sonstige Aufwendungen

a) sonstige Personalaufwendungen
b) Verluste aus Wertminderungen und dem Abgang von Vermögensgegenständen und übrige Aufwendungen

14 = Aufwendungen 5.250.345 € 8.566.992 € 12.189.769 € 8.993.342 € 12.797.258 € 9.441.009 €
15 = Verwaltungsergebnis (Saldo Zeilen 7 und 14)
16 - Erträge aus Beteiligungen
17 - Erträge aus anderen Wertpapieren und Auslösungen des Finanzanlagevermögens
18 - sonstige Zinsen und Erträge
19 - Abschreibungen auf Finanzanlagen und Wertpapiere des Umlaufvermögens
20 - Aufwendungen aus Verlustübernahme
21 - Zinsen und ähnliche Aufwendungen
22 = Finanzergebnis (Saldo Zelle 16 bis 21)
23 = Ergebnis der Geschäftstätigkeit (Saldo Zelle 16 und 22)
24 Steuern und ähnliche Abgaben
25 Erträge aus Verlustübernahme/ Aufwendungen aus Gewinnabführung
26 = Jahresüberschuss/ Jahresfehlbetrag (Saldo Zellen 23, 24 und 25)

Ansatz

dem Wirtschaftsjahr folgenden JahresAnsatz des Wirtschaftsjahres (Planjahr)

2027 2028

des zweiten des dritten



äftigten angeschafft werden muss



Investitionsauszahlungen
Ansatz des Wirtschaftsjahres (Planjahr)

Euro
IT-, Büro und Geschäftsausstattung 0,00
Fachsoftware 150.000,00
Internet, Intranet 0,00
Neuanschaffungen - Weiterentwicklung Software/Lizenzen 0,00
Insgesamt 150.000,00

Anmerkung: Notwendigkeit von Investitionen insbesondere in die Anschaffung bzw. Entwicklung von Prüfsoftware offen.

Investitionsvorhaben



außertariflich Beschäftigte Nebenrechnung

zunächst 70% 
im Prüfbereich 100%

Personalvoll-
kosten 2022

Sachkosten- 
pauschale 2022

 Jahresvollkosten 
(inkl. Sachkosten-
pauschale) 2022 

 Gesamt 
Jahrespersonalvoll-
kosten 2022
(Personalvollkosten 
2022*Anzahl bei 
100%) 

Gesamt 
Jahresvollkosten 
(inkl. Sachkosten-
pauschale) 2022
(Jahresvollkosten 
2022*Anzahl bei 
100%)

Personalvoll-
kosten 2024
(2022+10%)

Sachkosten- 
pauschale 2024
(2022*10%)

 Jahresvollkosten 
(inkl. Sachkosten-
pauschale) 2024 

 Gesamt 
Jahrespersonalvollko
sten 2024
(Personalvollkosten 
2024*Anzahl bei 
100%) 

Gesamt 
Jahresvollkosten 
(inkl. Sachkosten-
pauschale) 2024
(Jahresvollkosten 
2024*Anzahl bei 
100%)

AG brutto 
2015
Annahme 10% 
Steigerung seit 
2022

Gesamt für alle 
Bediensteten

B 3 AT Vorstand 1 1 153.726 € 29.037 € 182.764 € 153.726 € 182.764 € 169.099 € 31.941 € 201.040 € 169.099 € 201.040 € 118.499,95 €  118.499,95 €      
1 1 153.726 € 182.764 € 169.099 € 201.040 €

Beamte*

A 16 Leitende(r) Regierungsdirektor/-in 1 1 132.924 € 29.037 € 161.961 € 132.924 € 161.961 € 146.216 € 31.941 € 178.157 € 146.216 € 178.157 € SachkostenpaSumme der Obergruppen 51 102.096,53 €  102.096,53 €      
A 15 Regierungsdirektor/-in 3 3 120.819 € 29.037 € 149.856 € 362.456 € 449.567 € 132.900 € 31.941 € 164.841 € 398.701 € 494.524 € + Summe der Obergruppen 52 92.551,17 €    277.653,52 €      Gesamt Beamte
A 14 Oberregierungsrat/-rätin 3 3 107.583 € 29.037 € 136.621 € 322.750 € 409.862 € 118.342 € 31.941 € 150.283 € 355.025 € 450.848 € + Summe der Obergruppen 53 82.114,86 €    246.344,57 €      744.594,58 €      

7 7 818.130 € 1.021.390 € 899.943 € 1.123.529 € + Summe der Obergruppen 54
 + Sachausgaben Sozialagentur
 + Kapitel 11 20 
 + Kapitel 19 01

Beschäftigte  + Sachkosten der Landesbetriebe
 + Summe der Gruppe 711

E 13 Stab und GB 1 Verwaltungsdienst 2 2 72.663 € 29.037 € 101.700 € 145.326 € 203.400 € 79.929 € 31.941 € 111.870 € 159.858 € 223.740 € + Summe der Gruppe 811 78.233,33 €    156.466,66 €      
E 13 GB 2 Verwaltungsdienst 1 2 72.663 € 29.037 € 101.700 € 145.326 € 203.400 € 79.929 € 31.941 € 111.870 € 159.858 € 223.740 € + Summe der Gruppe 812 78.233,33 €    156.466,66 €      
E 13 GB 3 Verwaltungsdienst 6 9 72.663 € 29.037 € 101.700 € 653.966 € 915.301 € 79.929 € 31.941 € 111.870 € 719.363 € 1.006.831 € + Summe der Gruppe 813 78.233,33 €    704.099,98 €      
E 12 Stab und GB 1 Verwaltungsdienst 3 3 70.483 € 29.037 € 99.520 € 211.450 € 298.561 € 77.532 € 31.941 € 109.472 € 232.595 € 328.417 €  / Anzahl Beschäftigte 75.835,71 €    227.507,12 €      
E 12 GB 2 Verwaltungsdienst 3 5 70.483 € 29.037 € 99.520 € 352.416 € 497.602 € 77.532 € 31.941 € 109.472 € 387.658 € 547.362 € 75.835,71 €    379.178,53 €      
E 12 GB 3 Verwaltungsdienst 18 27 70.483 € 29.037 € 99.520 € 1.903.048 € 2.687.052 € 77.532 € 31.941 € 109.472 € 2.093.353 € 2.955.757 € 75.835,71 €    2.047.564,04 €  
E 11 Stab und GB 1 Verwaltungsdienst 3 3 65.476 € 29.037 € 94.513 € 196.428 € 283.540 € 72.024 € 31.941 € 103.965 € 216.071 € 311.894 € 70.327,91 €    210.983,72 €      
E 11 GB 2 Verwaltungsdienst 4 7 65.476 € 29.037 € 94.513 € 458.333 € 661.593 € 72.024 € 31.941 € 103.965 € 504.166 € 727.753 € 70.327,91 €    492.295,34 €      
E 11 GB 3 Verwaltungsdienst 20 29 65.476 € 29.037 € 94.513 € 1.898.809 € 2.740.887 € 72.024 € 31.941 € 103.965 € 2.088.690 € 3.014.976 € 70.327,91 €    2.039.509,27 €  
EG 8 Verwaltungsdienst 3 3 52.584 € 29.037 € 81.622 € 157.753 € 244.865 € 57.843 € 31.941 € 89.784 € 173.528 € 269.351 € 56.146,89 €    168.440,68 €      
EG 6 + Zulage** Verwaltungsdienst 1 1 48.970 € 29.037 € 78.007 € 48.970 € 78.007 € 53.867 € 31.941 € 85.808 € 53.867 € 85.808 € 52.170,90 €    52.170,90 €        AN brutto Sozialabgaben

64 91 6.171.825 € 8.814.209 € 6.789.007 € 9.695.630 € Gesamt Tarif 6.634.682,89 €  5.483.209,00 €  1.151.473,89 €  

Mittelwert über 
Entgeltgruppen 
Personalvoll-
kosten 2022

Mittelwert über 
Entgeltgruppen
Jahresvollkosten 
2022

 Summe 
Personalkosten 2022 
ohne Sachkosten 

 Summe 
Personalkosten 2022 
inkl. Sachkosten 

Mittelwert über 
Entgeltgruppen
Personalvoll-
kosten 2024

Mittelwert über 
Entgeltgruppen 
Jahresvollkosten 
2024

 Summe 
Personalkosten 2024 
ohne Sachkosten 

 Summe 
Personalkosten 2024 
inkl. Sachkosten 

72 99 82.832 € 111.869 € 7.143.681 € 10.018.363 € 91.115 € 123.056 € 7.858.049 € 11.020.199 €
Mittelwert über 99 
Beschäftigte

Mittelwert über 99 
Beschäftigte

Mittelwert über 99 
Beschäftigte

Mittelwert über 99 
Beschäftigte

72.158 € 101.196 € 79.374 € 111.315 €

*Die Anzahl der Tarifbeschäftigten ist noch festzulegen, um eine realistische Kalkulation der Höhe der Zuführung zum Pensionsfonds vornehmen zu können.
**Vorzimmerkräfte des Vorstandes erhalten für die Dauer ihrer Tätigkeit im Vorzimmer eine außertarifliche Bezahlung auf der Grundlage des Schnellbriefes des MF LSA vom

Sachkostenpauschale: Es wurde die Sachkostenpauschale des Landes Sachsen-Anhalt für 2022 genutzt und für 2025 um 10% angehoben. Diese Pauschale entspricht ebenfalls annähernd der Sachkostenpauschale des Bundes i.H.v. 29.350€. 
Personalgemeinkosten wurden nicht angesetzt, da diese i.d.R.die Kosten für die gesamte Personalverwaltung (Verwaltung, Abrechnung, Vertretung, Innerer Dienst, Service, Leitung, Hausverwaltung, EDV, IT, Haushalt) enthalten.
Diese Gemeinkosten werden jedoch in den Entgelten der entsprechenden Abteilungen eingepreist. Eine weitere Berücksichtigung würde zu einer doppelten Anrechnung führen.

Planjahr

Gesamt:

Gesamt:

Bes.Gruppe

Gesamt Bes.Gruppe:

Entgeltgruppe

Gesamt Entgeltgruppe: 

Planjahr

Planjahr



außertariflich Beschäftigte Planjahr

AGbrutto 2022
Pensionsfond 
2022

Fürsorge- 
leistungen /  
Unterstütz-
ungen 2022 Beihilfe 2022

Trennungs-geld-
UKV 2022

Personalvoll-
kosten (AG 
brutto+ 
Nebenkosten)2
022

Sachkosten- 
pauschale 2022

Personalvollkos
ten 2025 (2022 
+ 10%)

Gesamt 
Personalvoll-
kosten (inkl. 
Sachkosten-
pauschale) 2025 
(PVK 24*Anzahl 
Bedienstete)

 Gesamt 
Jahrespersonalv
ollkosten 2022
(Personalvoll-
kosten 
2022*AnzahlBed
ienstete) 

 Jahresvollkosten 
(inkl. Sachkosten-
pauschale) 2022 

Jahresvollkosten (inkl. 
Sachkosten-pauschale) 
2025 (2022 + 10%)

Gesamt 
Jahresvollkosten 
(inkl. Sachkosten-
pauschale) 2025 
(JVK 24*Anzahl 
Bedeinstete)

Davon 
Pensionsfond 
2025
(Pensionsfond 
2022 + 10%)

Davon 
Sachkosten 2025
(Sachkosten 2022 
+ 10%)

AG brutto 
2025
Annahme 10% 
Steigerung seit 
2022

Gesamt für alle 
Bediensteten

B 3 AT Vorstand 1 107.727,23 €   42.552,26 €     94,66 €             3.261,83 €        90,36 €             153.726,34 €   29.037,19 €       169.098,97 €   169.098,97 €     153.726,34 €     182.763,53 €             201.039,88 €                201.039,88 €       46.807,49 €         31.940,91 €         118.499,95 €  118.499,95 €     
1 153.726,34 €     201.039,88 €       

Beamte*
110,0%

A 16 Leitende(r) Regierungsdirektor/-in 1 92.815,03 €     36.661,94 €     94,66 €             3.261,83 €        90,36 €             132.923,82 €   29.037,19 €       146.216,20 €   146.216,20 €     132.923,82 €     161.961,01 €             178.157,11 €                178.157,11 €       40.328,13 €         31.940,91 €         SachkostenpaSumme der Obergruppen 51 102.096,53 €  102.096,53 €     
A 15 Regierungsdirektor/-in 3 84.137,43 €     33.234,28 €     94,66 €             3.261,83 €        90,36 €             120.818,56 €   29.037,19 €       132.900,42 €   398.701,25 €     362.455,68 €     149.855,75 €             164.841,33 €                494.523,98 €       109.673,12 €       95.822,73 €         + Summe der Obergruppen 52 92.551,17 €    277.653,52 €     Gesamt Beamte
A 14 Oberregierungsrat/-rätin 3 74.649,87 €     29.486,70 €     94,66 €             3.261,83 €        90,36 €             107.583,42 €   29.037,19 €       118.341,76 €   355.025,29 €     322.750,26 €     136.620,61 €             150.282,67 €                450.848,01 €       97.306,11 €         95.822,73 €         + Summe der Obergruppen 53 82.114,86 €    246.344,57 €     744.594,58 €     

7 899.942,74 €     818.129,76 1.123.529,10 247.307,37 223.586,36 + Summe der Obergruppen 54
 + Sachausgaben Sozialagentur
 + Kapitel 11 20 
 + Kapitel 19 01

Beschäftigte  + Sachkosten der Landesbetriebe
Planjahr Unfallkasse  + Summe der Gruppe 711

E 13 Stab und GB 1 Verwaltungsdienst 2 71.121,21 € 94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             72.662,91 €     29.037,19 €       79.929,20 €     159.858,40 €     145.325,82 €     101.700,10 €             111.870,11 €                223.740,22 €       63.881,82 €         + Summe der Gruppe 811 78.233,33 €    156.466,66 €     
E 13 GB 2 Verwaltungsdienst 2 71.121,21 € 94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             72.662,91 €     29.037,19 €       79.929,20 €     159.858,40 €     145.325,82 €     101.700,10 €             111.870,11 €                223.740,22 €       63.881,82 €         + Summe der Gruppe 812 78.233,33 €    156.466,66 €     
E 13 GB 3 Verwaltungsdienst 9 71.121,21 € 94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             72.662,91 €     29.037,19 €       79.929,20 €     719.362,81 €     653.966,19 €     101.700,10 €             111.870,11 €                1.006.830,99 €    287.468,18 €       + Summe der Gruppe 813 78.233,33 €    704.099,98 €     
E 12 Stab und GB 1 Verwaltungsdienst 3 68.941,55 € 94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             70.483,25 €     29.037,19 €       77.531,58 €     232.594,73 €     211.449,75 €     99.520,44 €               109.472,48 €                328.417,45 €       95.822,73 €          / Anzahl Beschäftigte 75.835,71 €    227.507,12 €     
E 12 GB 2 Verwaltungsdienst 5 68.941,55 € 94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             70.483,25 €     29.037,19 €       77.531,58 €     387.657,88 €     352.416,25 €     99.520,44 €               109.472,48 €                547.362,42 €       159.704,55 €       75.835,71 €    379.178,53 €     
E 12 GB 3 Verwaltungsdienst 27 68.941,55 € 94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             70.483,25 €     29.037,19 €       77.531,58 €     2.093.352,53 €  1.903.047,75 €  99.520,44 €               109.472,48 €                2.955.757,07 €    862.404,54 €       75.835,71 €    2.047.564,04 €  
E 11 Stab und GB 1 Verwaltungsdienst 3 63.934,46 €     94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             65.476,16 €     29.037,19 €       72.023,78 €     216.071,33 €     196.428,48 €     94.513,35 €               103.964,69 €                311.894,06 €       95.822,73 €         70.327,91 €    210.983,72 €     
E 11 GB 2 Verwaltungsdienst 7 63.934,46 €     94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             65.476,16 €     29.037,19 €       72.023,78 €     504.166,43 €     458.333,12 €     94.513,35 €               103.964,69 €                727.752,80 €       223.586,36 €       70.327,91 €    492.295,34 €     
E 11 GB 3 Verwaltungsdienst 29 63.934,46 €     94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             65.476,16 €     29.037,19 €       72.023,78 €     2.088.689,50 €  1.898.808,64 €  94.513,35 €               103.964,69 €                3.014.975,87 €    926.286,36 €       70.327,91 €    2.039.509,27 €  
EG 8 Verwaltungsdienst 3 51.042,63 €     94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             52.584,33 €     29.037,19 €       57.842,76 €     173.528,29 €     157.752,99 €     81.621,52 €               89.783,67 €                  269.351,02 €       95.822,73 €         56.146,89 €    168.440,68 €     
EG 6 + Zulage** Verwaltungsdienst 1 47.428,09 € 94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             48.969,79 €     29.037,19 €       53.866,77 €     53.866,77 €       48.969,79 €       78.006,98 €               85.807,68 €                  85.807,68 €         31.940,91 €         52.170,90 €    52.170,90 €       AN brutto Sozialabgaben

91 6.789.007,06 €  6.171.824,60 €  9.695.629,78 €    2.906.622,72 €    Gesamt Tarif 6.634.682,89 €  5.483.209,00 €  1.151.473,89 €  

plus 10% Summe Mittelwert Mittelwert Summe
99 9.371,34 €        149.552,52 €   8.945,64 €        167.869,50 €   184.656,45 €     7.858.048,77 €  7.143.680,70 € 111.868,74 €             11.020.198,76 €         294.114,85 €     3.162.149,99 € 

Nebenkosten 
gesamt 1.630.245,19 €  

*Die Anzahl der Tarifbeschäftigten ist noch festzulegen, um eine realistische Kalkulation der Höhe der Zuführung zum Pensionsfonds vornehmen zu können.
**Vorzimmerkräfte des Vorstandes erhalten für die Dauer ihrer Tätigkeit im Vorzimmer eine außertarifliche Bezahlung auf der Grundlage des Schnellbriefes des MF LSA vom

Sachkostenpauschale: Es wurde die Sachkostenpauschale des Landes Sachsen-Anhalt für 2022 genutzt und für 2025 um 10% angehoben. Diese Pauschale entspricht ebenfalls annähernd der Sachkostenpauschale des Bundes i.H.v. 29.350€. 
Personalgemeinkosten wurden nicht angesetzt, da diese i.d.R.die Kosten für die gesamte Personalverwaltung (Verwaltung, Abrechnung, Vertretung, Innerer Dienst, Service, Leitung, Hausverwaltung, EDV, IT, Haushalt) enthalten.
Diese Gemeinkosten werden jedoch in den Entgelten der entsprechenden Abteilungen eingepreist. Eine weitere Berücksichtigung würde zu einer doppelten Anrechnung führen.

Nebenrechnung zur Berechnung der 
Sozialabgaben für Erfoglsplan

Gesamt:

Gesamt:

Bes.Gruppe Planjahr

Gesamt Bes.Gruppe:

Entgeltgruppe

Gesamt Entgeltgruppe: 



außertariflich Beschäftigte Planjahr Nebenrechnung

AGbrutto 2022
Pensionsfond 
2022

Fürsorge- 
leistungen /  
Unterstütz-
ungen 2022 Beihilfe 2022

Trennungs-geld-
UKV 2022

Personalvoll-
kosten (AG 
brutto+ 
Nebenkosten)2
022

Sachkosten- 
pauschale 2022

Personalvollkos
ten 2025 (2022 
+ 10%)

Gesamt 
Personalvoll-
kosten (inkl. 
Sachkosten-
pauschale) 2025 
(PVK 24*Anzahl 
Bedienstete)

 Gesamt 
Jahrespersonalv
ollkosten 2022
(Personalvoll-
kosten 
2022*AnzahlBed
ienstete) 

 Jahresvollkosten 
(inkl. Sachkosten-
pauschale) 2022 

Jahresvollkosten (inkl. 
Sachkosten-pauschale) 
2025 (2022 + 10%)

Gesamt 
Jahresvollkosten 
(inkl. Sachkosten-
pauschale) 2025 
(JVK 24*Anzahl 
Bedeinstete)

Davon 
Pensionsfond 
2025
(Pensionsfond 
2022 + 10%)

Davon 
Sachkosten 2025
(Sachkosten 2022 
+ 10%)

AG brutto 
2015
Annahme 10% 
Steigerung seit 
2022

Gesamt für alle 
Bediensteten

B 3 AT Vorstand 1 107.727,23 €   42.552,26 €     94,66 €             3.261,83 €        90,36 €             153.726,34 €   29.037,19 €       169.098,97 €   169.098,97 €     153.726,34 €     182.763,53 €             201.039,88 €                201.039,88 €       46.807,49 €         31.940,91 €         118.499,95 €  118.499,95 €     
1 153.726,34 €     201.039,88 €       

Beamte*
110,0%

A 16 Leitende(r) Regierungsdirektor/-in 1 92.815,03 €     36.661,94 €     94,66 €             3.261,83 €        90,36 €             132.923,82 €   29.037,19 €       146.216,20 €   146.216,20 €     132.923,82 €     161.961,01 €             178.157,11 €                178.157,11 €       40.328,13 €         31.940,91 €         SachkostenpaSumme der Obergruppen 51 102.096,53 €  102.096,53 €     
A 15 Regierungsdirektor/-in 3 84.137,43 €     33.234,28 €     94,66 €             3.261,83 €        90,36 €             120.818,56 €   29.037,19 €       132.900,42 €   398.701,25 €     362.455,68 €     149.855,75 €             164.841,33 €                494.523,98 €       109.673,12 €       95.822,73 €         + Summe der Obergruppen 52 92.551,17 €    277.653,52 €     Gesamt Beamte
A 14 Oberregierungsrat/-rätin 3 74.649,87 €     29.486,70 €     94,66 €             3.261,83 €        90,36 €             107.583,42 €   29.037,19 €       118.341,76 €   355.025,29 €     322.750,26 €     136.620,61 €             150.282,67 €                450.848,01 €       97.306,11 €         95.822,73 €         + Summe der Obergruppen 53 82.114,86 €    246.344,57 €     744.594,58 €     

7 899.942,74 €     818.129,76 1.123.529,10 247.307,37 223.586,36 + Summe der Obergruppen 54
 + Sachausgaben Sozialagentur
 + Kapitel 11 20 
 + Kapitel 19 01

Beschäftigte  + Sachkosten der Landesbetriebe
Planjahr Unfallkasse  + Summe der Gruppe 711

E 13 Stab und GB 1 Verwaltungsdienst 2 71.121,21 € 94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             72.662,91 €     29.037,19 €       79.929,20 €     159.858,40 €     145.325,82 €     101.700,10 €             111.870,11 €                223.740,22 €       63.881,82 €         + Summe der Gruppe 811 78.233,33 €    156.466,66 €     
E 13 GB 2 Verwaltungsdienst 1 71.121,21 € 94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             72.662,91 €     29.037,19 €       79.929,20 €     79.929,20 €       72.662,91 €       101.700,10 €             111.870,11 €                111.870,11 €       31.940,91 €         + Summe der Gruppe 812 78.233,33 €    78.233,33 €       
E 13 GB 3 Verwaltungsdienst 6 71.121,21 € 94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             72.662,91 €     29.037,19 €       79.929,20 €     479.575,21 €     435.977,46 €     101.700,10 €             111.870,11 €                671.220,66 €       191.645,45 €       + Summe der Gruppe 813 78.233,33 €    469.399,99 €     
E 12 Stab und GB 1 Verwaltungsdienst 3 68.941,55 € 94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             70.483,25 €     29.037,19 €       77.531,58 €     232.594,73 €     211.449,75 €     99.520,44 €               109.472,48 €                328.417,45 €       95.822,73 €          / Anzahl Beschäftigte 75.835,71 €    227.507,12 €     
E 12 GB 2 Verwaltungsdienst 3 68.941,55 € 94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             70.483,25 €     29.037,19 €       77.531,58 €     232.594,73 €     211.449,75 €     99.520,44 €               109.472,48 €                328.417,45 €       95.822,73 €         75.835,71 €    227.507,12 €     
E 12 GB 3 Verwaltungsdienst 18 68.941,55 € 94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             70.483,25 €     29.037,19 €       77.531,58 €     1.395.568,35 €  1.268.698,50 €  99.520,44 €               109.472,48 €                1.970.504,71 €    574.936,36 €       75.835,71 €    1.365.042,69 €  
E 11 Stab und GB 1 Verwaltungsdienst 3 63.934,46 €     94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             65.476,16 €     29.037,19 €       72.023,78 €     216.071,33 €     196.428,48 €     94.513,35 €               103.964,69 €                311.894,06 €       95.822,73 €         70.327,91 €    210.983,72 €     
E 11 GB 2 Verwaltungsdienst 4 63.934,46 €     94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             65.476,16 €     29.037,19 €       72.023,78 €     288.095,10 €     261.904,64 €     94.513,35 €               103.964,69 €                415.858,74 €       127.763,64 €       70.327,91 €    281.311,62 €     
E 11 GB 3 Verwaltungsdienst 20 63.934,46 €     94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             65.476,16 €     29.037,19 €       72.023,78 €     1.440.475,52 €  1.309.523,20 €  94.513,35 €               103.964,69 €                2.079.293,70 €    638.818,18 €       70.327,91 €    1.406.558,12 €  
EG 8 Verwaltungsdienst 3 51.042,63 €     94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             52.584,33 €     29.037,19 €       57.842,76 €     173.528,29 €     157.752,99 €     81.621,52 €               89.783,67 €                  269.351,02 €       95.822,73 €         56.146,89 €    168.440,68 €     
EG 6 + Zulage** Verwaltungsdienst 1 47.428,09 € 94,66 €             1.356,68 € 90,36 €             48.969,79 €     29.037,19 €       53.866,77 €     53.866,77 €       48.969,79 €       78.006,98 €               85.807,68 €                  85.807,68 €         31.940,91 €         52.170,90 €    52.170,90 €       AN brutto Sozialabgaben

64 4.752.157,62 €  4.320.143,29 €  6.796.375,80 €    2.044.218,18 €    Gesamt Tarif 4.643.621,94 €  3.837.704,08 €  805.917,86 €     

plus 10% Summe Mittelwert Mittelwert Summe
72 6.815,52 €        112.922,16 €   6.505,92 €        126.243,60 €   138.867,96 €     5.821.199,33 €  5.291.999,39 € 111.868,74 €             8.120.944,78 €         294.114,85 €     2.299.745,45 € 

Nebenkosten 
gesamt 1.238.900,67 €  5.821.199,33 €

*Die Anzahl der Tarifbeschäftigten ist noch festzulegen, um eine realistische Kalkulation der Höhe der Zuführung zum Pensionsfonds vornehmen zu können.
**Vorzimmerkräfte des Vorstandes erhalten für die Dauer ihrer Tätigkeit im Vorzimmer eine außertarifliche Bezahlung auf der Grundlage des Schnellbriefes des MF LSA vom

Sachkostenpauschale: Es wurde die Sachkostenpauschale des Landes Sachsen-Anhalt für 2022 genutzt und für 2025 um 10% angehoben. Diese Pauschale entspricht ebenfalls annähernd der Sachkostenpauschale des Bundes i.H.v. 29.350€. 
Personalgemeinkosten wurden nicht angesetzt, da diese i.d.R.die Kosten für die gesamte Personalverwaltung (Verwaltung, Abrechnung, Vertretung, Innerer Dienst, Service, Leitung, Hausverwaltung, EDV, IT, Haushalt) enthalten.
Diese Gemeinkosten werden jedoch in den Entgelten der entsprechenden Abteilungen eingepreist. Eine weitere Berücksichtigung würde zu einer doppelten Anrechnung führen.

Gesamt:

Gesamt:

Bes.Gruppe Planjahr

Gesamt Bes.Gruppe:

Entgeltgruppe

Gesamt Entgeltgruppe: 























Anlage  : Wirtschaftlichkeitsuntersuchungs-Übersicht (WU-Übersicht) 
Anlage zur Vorlage: Erfüllung der Länderaufgaben nach dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz (BFSG) 
Datum: 20.09.2024 

Formularversion: 2017/03 
Seite 1 von 1 

Benennung der(s) Maßnahme/-bündels 
„Erfüllung der Länderaufgaben nach dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz (BFSG)“ 
„Staatsvertrag zur Einrichtung einer gemeinsamen Marktüberwachungsbehörde“ 

 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für Projekte mit    einzelwirtschaftlichen   

  gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen 
Methode der Berechnung (siehe Anlage) 

 Rentabilitäts/Kostenvergleichsrechnung  Barwertberechnung   Kosten-Nutzen-Analyse 
 Bewertung mit standardisiertem gesamtwirtschaftlichen Berechnungstool 

 
Ggf. ergänzende Bewertungen (siehe Anlage) 

 Nutzwertanalyse   ÖPP/PPP Eignungstest  Sensitivitätsanalyse   Sonstige (Erläuterung) 
 
Anfangsjahr der Berechnung :  2026  
Betrachtungszeitraum (Jahre):       Unterstellter Kalkulationszinssatz:       
 
Geprüfte Alternativen (siehe auch beigefügte Berechnung) 

Nr. Benennung der Alternativen Rang 

1 Beteiligung an gemeinsamer Länderbehörde 1 

2 Umsetzung in eigenständiger Verantwortung im Land Bremen 2 

n     
 
Ergebnis 
Die Alternative 2 würde eine Ausstattung mit mindestens 1,5 VZE E 12 und 0,25 VZE E 14 erfordern. Damit 
wären jährliche Gesamtkosten i.H.v. rd. 183 T€ erforderlich. Die Beteiligung an einer gemeinsamen Länder-
behörde ist mit unterstellten Gesamtkosten von rd. 47 T€ bis maximal rd. 107 T€ p.a. deutlich wirtschaftli-
cher. Die Alternative 1 ist somit deutlich wirtschaftlicher, als die Alternative 2. Da es sich um eine gesetzli-
che Pflichtaufgabe handelt, ist ein Verzicht zur Umsetzung zudem nicht möglich. 
 
 
 
 
Weitergehende Erläuterungen 

      
 
 
 

 
Zeitpunkte der Erfolgskontrolle: 

1.       2.       n.       
 
Kriterien für die Erfolgsmessung (Zielkennzahlen) 

Nr. Bezeichnung Maßeinheit Zielkennzahl 
1                   
2                   
n                   

 
Baumaßnahmen mit Zuwendungen gem. VV 7 zu § 44 LHO:  die Schwellenwerte werden nicht überschritten / 

 die Schwellenwerte werden überschritten, die frühzeitige Beteiligung der zuständigen technischen bremischen 
Verwaltung gem. RLBau 4.2 ist am       erfolgt.  

 
 Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nicht durchgeführt, weil: 

Ausführliche Begründung 
 
 

 



Kostenvergleichsrechnung 
zurück zum Inhalt

Stand: Mrz 2024
17.9.2024

Maßna
Erfüllung der Länderaufgaben nach dem
Barriefreiheitsstärkungsgesetz (BFSG)  

Bearbe Niels Tobias Alternative 1 Alternative 2 Alternative 3

1. Personalkosten

1.1. Beamte

1.1.1. Dienstbezüge

1.1.2. Versorgungsumlage 0 0 0

1.1.3. Dienstunfallfürsorge 0 0 0

1.1.4. Summe der Kosten für Beamte 0 0 0

1.2. Arbeitnehmer/-innen TV-L 

1.2.1. Gehälter 77.317 165.756

1.2.2. Zuschlag für Zusatzversorgung 0 0 0

1.2.3. gesetzliche Unfallversicherung 0 0 0

1.2.4. Summe der Kosten für Arbeitnehmer TV-L 77.317 165.756 0

1.3. Arbeitnehmer/-innen TVÖD 

1.3.1. Löhne

1.3.2. Zuschlag für Zusatzversorgung 0 0 0

1.3.3. gesetzliche Unfallversicherung 0 0 0

1.3.4. Summe der Kosten für Arbeitnehmer TVÖD 0 0 0

1.4. Beihilfen  lt. Anlage Personal

1.5. Summe der Personalkosten 77.317 165.756 0

1.6. Einmalige Folgekosten Personal

1.7. Jährliche Folgekosten Personal 77.317 165.756

2. Sachkosten

2.1. nachr.: Arbeitsplatzkosten; Einzelpositionen siehe unten
2.1.1. Arbeitsplätze ohne TUI (gemäß KGSt)
2.1.2. Arbeitsplätze mit TUI (gemäß KGSt) 16.975

2.1.4. Summe der Arbeitsplatzkosten 0 16.975 0

2.2. sonstige Sachkosten *
2.2.1. Betriebsstoffe
2.2.2. Steuern/ Abgaben/ Versicherungen
2.2.3. Wasser/ Energie
2.2.4. Fremdleistungen
2.2.5. übrige Sachkosten
2.2.6. Summe der sonst. Sachkosten 0 0 0

2.3. Abschreibungen 
2.3.1. für Kraftfahrzeuge (25 %)

2.3.2. für Büromaschinen (20 %)*
2.3.3. für sonstige Maschinen (12,5 %)
2.3.4. für Mobiliar (10 %)*
2.3.5. für Gebäude (2 %)*

2.3.6. Summe der Abschreibungen 0 0 0

Übertrag: 77.317 182.731 0



Alternative 1 Alternative 2 Alternative 3

Übertrag: 77.317 182.731 0

2.4. kalkulatorische Zinsen 

2.4.1. Investitionsausgabe (eingesetztes Kapital)

2.4.2. kalkulatorischer Zinssatz (%)

2.4.3. kalkulatorische Zinsen (Kapital : 2 X Zinssatz) 0 0 0

2.5. Mieten *

2.6. Gemeinkosten

2.6.1. Büroarbeitsplätze (20 % auf Büro- 

arbeitsplätze aus Summe der Personalkosten)

2.6.2. Nicht- Büroarbeitsplätze (15 % auf Nicht-

 Büroarbeitspl. aus Summe der Personalkosten)

2.6.3. Summe der Gemeinkostenzuschläge 0 0 0

3. Summe der Kosten 77.317 182.731 0

3.1. Folgekosten einmalig

3.1.1. Sächliche Verwaltungsausgaben

3.1.2. Unterhaltungs- und Instandhaltungsausgaben

3.11.3. Sonstige Ausgaben

3.2. Folgekosten jährlich

3.2.1. Sächliche Verwaltungsausgaben 0 16.975

3.2.2. Unterhaltungs- und Instandhaltungsausgaben

3.2.3. Sonstige Ausgaben

3.3. Folgekosten Gesamt (gem. VV zu § 102 LHO)

3.3.1. Einmalig 0 0 0

3.3.2. Jährlich 77.317 182.731 0

4. Erträge

4.1. Abfall- und Nebenprodukte

4.2. Wiederverkäufe

4.3. Summe der Erträge 0 0 0

5. Nettogesamtkosten (3. - 4.) 77.317 182.731 0

* Sind in den Arbeitsplatzkosten enthalten

Stückzahlen Stückzahlen Stückzahlen

6. Stückkosten 0 0 0

(Nr. 5 / Stückzahlen)

zusätzlich bei unterschiedlichen Leistungsmengen:
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